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für die 4 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


>; Nr. 30. ke re augen me 


23869 Aherhöchſte Kabinetsorder vom 13. Oktober 1843. in Betreff der den Bürger- 
ae v meiſtern in der Rheinprovinz zu bewilligenden Gebühren für Auszüge aus 


N. 42. dem Feuerſozietäts⸗Kataſter. 


uf Ihren Bericht vom 30. v. M. genehmige Ich nach dem Beſchluſſe 
der zum 7. Rheiniſchen Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen Stände, daß 
von den nach SS. 69. und 74. des Reglements für die Provinzial⸗Feuerſozietaͤt 
der Rheinprovinz vom 5. Januar 1836. mit Beſorgung der Feuerſozietaͤts⸗Ge⸗ 
ſchaͤfte beauftragten Buͤrgermeiſtern fuͤr alle ſolche Auszüge aus dem Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Kataſter, deren Ertheilung in dem Reglement nicht ausdruͤcklich vorgeſchrie⸗ 
ben ift, Gebühren nach folgenden Satzen erhoben werden: ‚fü ‚einen Auszug 
ruͤckſichtlich eines Gebaͤudes zu der Verſicherungsſumme von 20 »Rthlr. und 
darunter, Zwei Silbergroſchen Sechs Pfennige; von über 200 bis 500 Rthlr. 
einfi ließlich, Fünf Silbergroſchen; von über 500 bis 1000 Kehle. einſchließlich, 
Sieben l Sechs Pfennige; von über 1000 bis 5000 Rthlr. ein⸗ 
ſchließlich, Zehn Silbergroſchen; und von uͤber 5000 Rthlr. Sunfe n Silber⸗ 
groſchen ohne weitere Steigerung; fuͤr jede Eintragung oder Löſchung einer 
Hypothek Zwei Silbergroſchen Sechs Pfennige. — Zur Zahlung dieſer Gebuͤh⸗ 
ren iſt der Extrahent verpflichtet. Sie haben dieſe Beſtimmungen durch die 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Sansſouci, den 13. Oktober 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Grafen v. Arnim. 


Jahrgang 1843. (Nr. 2380 — 2388.) 53 (Nr. 2387.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 23. November 1843.) 


Ar. 2387 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Oktober 1843., durch welche des Königs 
Laue Majeftät der Stadt Sulmierzyce, im Großherzogthum Poſen, die revidirte 
Städteordnung vom 17. März 1831. zu verleihen geruhet haben. 


Alk Ihren Bericht vom 30. v. M. will Ich der Stadt Sulmierzyce im 
Großherzogthum Poſen, dem ee derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, und haben Sie mit deren Einfuͤhrung 
den Ober⸗Praͤſidenten der Provinz zu beauftragen. 

Sansſouci, den 14. Oktober 1843. 


Friedrich Wilhelm. — 
5 Ne N 
An den Staatsminiſter Grafen v. Arnim. rd 


. 


Ar. 2388.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 5. November 1843., betreffend die Beſtimmung: 
5 72 daß gegen Beamte, welche zur Zuchthausſtrafe oder Feſtungs arbeit ver⸗ 
* RER urtheilt werden, ohne Unterſchied der Fälle, die Strafe mag als die ordent⸗ 
liche oder als eine außerordentliche ausgeſprochen werden, zugleich auf 

Kaſſation erkannt werden ſoll. a 


Ag den Bericht des Staatsminiſteriums vom 20. v. M. erklaͤre Ich Mich 
mit Ruͤckſicht auf den §. 339. Titel 20. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
und den §. 408. der Kriminalordnung vollkommen damit einverſtanden, daß, 
wenn gegen Beamte auf Zuchthausſtrafe oder Feſtungsarbeit erkannt wird, ohne 
Unterſchied der "Fälle, die Strafe mag als die ordentliche, oder als eine außer⸗ 
ordentliche ausgeſprochen werden, zugleich auf Kaſſation erkannt werden muß. 
Fein Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 

Sansſouci, den 5. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


— — —n' 
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(Nr. 2389.) Deklaration, betreffend die Nothwendigkeit des Konſenſes der Agnaten zur Ver⸗ 
pfändung der Subſtanz eines Lehngutes in der Altmark, Priegnitz, Mittel⸗ 
und Ukermark, fo wie in den Kreiſen Beeskow und Storkow. Vom 
5. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


erklaͤren zur Beſeitigung a Zweifel nach Anhoͤrung Unſerer getreuen 
Staͤnde der Mark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, f 
daß in der Altmark, Priegnitz, Mittel⸗ und Ukermark, ſo wie in den 
Kreiſen Beeskow und Storkow die, in den §§. 4. und 6. der dekla⸗ 
rirten Lehnskonſtitutionen fuͤr die genannten Landestheile vom 1. Juni 
1723. vorgeſchriebene Einwilligung der Agnaten zur Verpfaͤndung der 
Subſtanz eines Lehngutes nur von denjenigen Agnaten erfordert und 
ertheilt zu werden braucht, welche zur Zeit der Verpfaͤndung im Hy⸗ 
pothekenbuche dieſes Lehnguts eingetragen ſtehen, die Einwilligung der 
unbekannten oder nicht eingetragenen Sukzeſſionsberechtigten dagegen 
in dieſen Landestheilen nicht erforderlich ift. N 
Hiernach haben die Gerichte ſich bei der Beurtheilung der Rechtsguͤltigkeit einer 
konſentirten Lehnsſchuld zu achten, pr in dem Falle, wenn die Schuld ſchon 
vor Publikation dieſer Deklaration aufgenommen worden iſt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 5. November 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Graf v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 50 
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(Nr. 2390.) Verordnung, betreffend die Sicherung der Eröffnung der bei Notarien in dem 
Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln niedergelegten myſtiſchen 
Teſtamente. Vom 5. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
f Preußen ꝛc. ıc. 


Um zu verhuͤten, daß im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln myſti⸗ 
ſche Teſtamente, welche nach Beifuͤgung des erforderlichen notariellen Aufſchrift⸗ 
Aktes von den Teſtatoren nicht in eigene Verwahrung genommen, ſondern in 
der des Notars belaſſen worden ſind, bei deren Tode uneroͤffnet und unausge⸗ 
führt bleiben, verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und 
nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Rheinprovinz, was folgt: 


§. 1. 
Jeder Notar im Bezirke des Rheiniſchen Appellations⸗Gerichtshofes iſt 
verpflichtet, von dem Vorhandenſeyn eines bei ihm niedergelegten Be 
Teſtamentes dem Ober⸗Prokurator des Bezirks, in welchem die Erbſchaft eröff- 
net 3 Anzeige zu machen, ſobald ihm der Tod des Teſtators bekannt 
geworden iſt. 


§. 2. 


Auf eine ſolche Anzeige, welche der Ober-Prokurator nach Feſtſtellung 
des Todesfalls dem Landgerichts-Praͤſidenten vorzulegen hat, iſt die Eröffnung 
des Teſtaments in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form zu bewirken. 


$. 3. 

Die dabei entſtehenden Koſten werden auf den offentlichen Fonds ange⸗ 
wieſen, und ſind auf Grund einer mit dem Befehle der Vollſtreckung verſehe⸗ 
nen Verfügung des Landgerichts⸗Praͤſidenten von demjenigen, welchem die Erb⸗ 
ſchaft 5 5 iſt, wieder einzuziehen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, dem 5. November 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. | 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Graf v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 


